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I.  Einleitung 
 
Im Unterschied zu europäischen Standards 
ist das Hongkonger Sozialversicherungsrecht 
wesentlich arbeitgeberfreundlicher gestaltet 
und bietet Arbeitnehmern weit weniger Absi-
cherung als in Deutschland. Dennoch ist es 
unerlässlich über die bestehenden Pflichten 
Bescheid zu wissen, wenn man als Arbeitge-
ber in Hongkong tätig ist. 
 
II.  Sozialversicherung in Hongkong 
 
Das System der Hongkonger Sozialversiche-
rung ist nicht mit den Systemen Deutsch-
lands, Österreichs oder der Schweiz zu ver-
gleichen. 
 
Dies wird unter anderem an der Ausgestal-
tung des Hongkonger Arbeitsrechts deutlich, 
welches vornehmlich die Interessen des Ar-
beitgebers berücksichtigt. Danach muss der 
Arbeitgeber seine Mitarbeiter lediglich in vier 
Bereichen absichern. So muss zum einen eine 
Art „Rentenpensionsfond“ (Mandatory Pro-
vident Fund (MPF)) und zum anderen eine 
Unfallversicherung1 für arbeitsbezogene Un-
fälle abgeschlossen werden, hinzu kommt die 
Gewährung eines Erziehungsurlaubs und die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall2.  
 
Darüber hinausgehende Versicherungs-
pflichten bestehen in Hongkong generell 
nicht.3 Daher ist die Gewährung (oder die 
Unterstützung zu) einer Krankenhausversi-
cherung oder einer privaten Unfallversiche-
rung jeweils von der Entscheidung des Ar-
beitgebers abhängig. Diese Entscheidung  

 
1 Geregelt in der Employees Compensation Ordinance, 
Chapter 282. 
2  Geregelt in der Employment Ordinance, Cap. 57 

 
richtet sich sowohl nach der internen Fir-
menpolitik, als auch nach den langfristigen 
Bestrebungen des Arbeitgebers, seine Beleg-
schaft zu (er)halten.   
  
III.  Mandatory Provident Fund (MPF) 
 
Obwohl in Hongkong bereits seit langem be-
kannt ist, dass die Bevölkerung rapide altert, 
wurde erst 1995 das Gesetz für den Mandatory 
Provident Fund (MPF Ordinance) erlassen.4  
 
Derzeit beträgt der Bevölkerungsanteil der 
über 65-jährigen 13%. Laut Schätzungen der 
Regierung von Hongkong wird dieser Anteil 
bis 2033 auf 27% ansteigen. Mit Erlass der 
MPF Ordinance wurde in Hongkong erstmals 
ein formelles System für die Rentenabsiche-
rung geregelt.  
 
Bis zur Einführung des MPF Systems im De-
zember 2000 waren lediglich etwa 30% aller 
3,4 Millionen Hongkonger Arbeitskräfte in 
einem Rentensystem integriert. Heute sind 
ca. 85% der arbeitenden Bevölkerung in ir-
gendeiner Form in eine Rentenabsicherung 
eingebunden. 
 
Gemäß Section 7 der MPF Ordinance muss 
der Arbeitgeber dafür Sorge tragen, dass der 
Arbeitnehmer bei einem der vielfältig ange-
botenen Rentenfonds Mitglied wird. Versi-
cherungspflichtig sind grundsätzlich alle Ar-
beitnehmer zwischen 18 und 65 Jahren, die 
einen unbefristeten Arbeitsvertrag haben. 
 
Ausgenommen sind unter anderem Auslän-
der, die weniger als 13 Monate in Hongkong 

3 Ausnahmen können sich durch besondere Beschäfti-
gungsverhältnisse ergeben. 
4  Mandatory Provident Fund Schemes Ordinance, 

Chapter 485. 

Obwohl Lorenz & Partners große Sorgfalt darauf verwenden, die in diesen Newslettern bereitgestellten Informationen auf 
aktuellem Stand für Sie zur Verfügung zu stellen, möchten wir Sie darauf hinweisen, dass diese eine individuelle Beratung nicht 
ersetzen können. Lorenz & Partners übernimmt keinerlei Gewähr für die Aktualität, Korrektheit oder Vollständigkeit der 
bereitgestellten Informationen. Haftungsansprüche gegen Lorenz & Partners, welche sich auf Schäden materieller oder ideeller 
Art beziehen, die durch die Nutzung oder Nichtnutzung der dargebotenen Informationen bzw. durch die Nutzung fehlerhafter 
und unvollständiger Informationen verursacht wurden, sind grundsätzlich ausgeschlossen, sofern seitens Lorenz & Partners 
kein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verschulden vorliegt. 
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arbeiten, wenn sie in ihrem Heimatland Mit-
glied in einem Rentensystem oder Ange-
stellte der Europäischen Union sind. 
 
Die monatlichen Mindestbeiträge betragen 
sowohl für den Arbeitgeber als auch für den 
Arbeitnehmer 5% des Bruttoeinkommens 
des Arbeitnehmers. Der Maximalbetrag liegt 
für beide Parteien bei 1.500 HKD (ca. 170 
EUR) pro Monat. Sofern der Arbeitnehmer 
weniger als 7.100 HKD (ca. 800 EUR) ver-
dient, ist dieser von der Beitragszahlung aus-
genommen, der Arbeitgeber muss aber den-
noch Beiträge zahlen. Die Obergrenze für die 
Beitragsbemessung liegt bei 30.000 HKD (ca. 
3.400 EUR), sodass bei einem monatlichen 
Einkommen von über 30.000 HKD vom Ar-
beitnehmer und vom Arbeitgeber je maximal 
1.500 HKD (ca. 170 EUR) pro Monat in den 
MPF Fonds einzuzahlen sind. Der gesamte 
Beitrag ist vom Arbeitgeber abzuführen.  
 
In der folgenden Übersicht werden die Un-
terteilung der Pflichtbeitragsgrenzen und die 
jeweilige Höhe der Pflichtbeiträge für Arbeit-
geber und Arbeitnehmer dargestellt: 
 

 
Neben dem monatlichen Pflichtbeitrag von 
5% des Arbeitnehmereinkommens kann der 
Arbeitgeber darüber hinaus freiwillig höhere 
Beiträge für seine Angestellten leisten. Auch 
Arbeitnehmern ist es freigestellt, ob sie frei-
willige Zusatzleistungen erbringen wollen um 
eine höhere Ausschüttung beim Rentenein-
tritt zu erhalten. Für den Arbeitgeber sind die 
zusätzlichen Zahlungen als Betriebsausgaben 
abzugsfähig, der Arbeitnehmer kann 

zusätzliche Zahlungen allerdings nicht steu-
erlich geltend machen. 
 
Für den Arbeitgeber bedeutet die Gewäh-
rung freiwilliger Mehrleistungen, dass er 
diese Zahlungen im Falle einer Vertragsbeen-
digung mit dem Anspruch des Arbeitneh-
mers auf Gratifikationen für langjährige Be-
triebstreue (long-service payment) oder Abfin-
dungszahlung (severance payment) verrechnen 
kann, welches zu einer erheblichen Minde-
rung der Abfindung führen kann.  
 
Steuerlich sind die MPF Beitragszahlungen 
für den Arbeitgeber bis zu einer Beitrags-
höhe von 15% des jährlichen Arbeitnehmer-
gesamteinkommens als Betriebsausgaben ab-
zugsfähig. 
 
Auch Arbeitnehmer können ihre Beitrags-
leistungen ab dem Veranlagungsjahr 2017-18 
bis zu einer maximalen Höhe von 18.000 
HKD (ca. 2.100 EUR) steuerlich geltend ma-
chen. Darüber hinaus gezahlte freiwillige Bei-
träge des Arbeitsnehmers können steuerlich 
nicht geltend gemacht werden. 
 

IV.  Unfallversicherung (Employees 

Compensation) 
 
Neben dem MPF System besteht als weitere 
Pflichtversicherung die Employees Compensa-
tion Insurance (ECI). Diese ist in der Employees 
Compensation Ordinance, Chapter 282 geregelt.  
 
Danach ist jeder Arbeitgeber verpflichtet, 
seine Arbeitnehmer gegen Schäden und Ver-
letzungen, die aus einem arbeitsbezogenen 
Unfall oder aus einem Unfall während der 
Arbeitszeit resultieren, zu versichern. 
 
Für die Zahlung von Entschädigungsleistun-
gen werden Unfälle erfasst, die sowohl Ver-
letzungen, als auch den Tod des Arbeitneh-
mers nach sich gezogen haben. Auch die me-
dizinischen und gerichtlichen Kosten werden 
entsprechend den Regelungen getragen. 
Oftmals wird die ECI von einer Büroversi-
cherung mit umfasst. Die Kosten beginnen 
ab ca. 500 HKD (ca. 50 EUR) pro Jahr, je 

Monatliches 
Arbeitnehmer- 
einkommen 

Pflichtbeiträge 

Arbeitgeber Arbeitnehmer 

weniger als 
7.100 HKD 
(ca.800 EUR) 

5% des 
Einkommens 

null 

7.100 –  
30.000 HKD 
(ca. 3.400 EUR) 

5% des 
Einkommens 

5% des Ein-
kommens 

mehr als  
30.000 HKD 

1.500 HKD 1.500 HKD 
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nach der Art der ausgeübten Tätigkeit und 
der Höhe der Büroversicherung pro Arbeit-
nehmer. 
 
V. Elternzeit 
 
Im Dezember 2020 trat eine Änderungsver-
ordnung in Kraft, mit der die gesetzliche El-
ternzeit in Hongkong von 10 auf 14 Wochen 
verlängert und die Obergrenze für das El-
terngeld auf 80.000 HKD erhöht wurde. 
Nach der Änderung wurden mehrere Ver-
besserungen bei den Elternleistungen vorge-
nommen, und zwar wie folgt: 
 
Arbeitgeber sollten berechtigten Arbeitneh-
merinnen 14 Wochen gesetzliche Elternzeit 
zu vier Fünfteln des durchschnittlichen Ta-
geslohns gewähren, wobei eine Obergrenze 
von 80.000 HKD pro Arbeitnehmer gilt. 
 
Die Arbeitgeber bekommen die zusätzlichen 
Kosten zu 100 % von der Regierung erstat-
tet, statt wie bisher zu 80 %. 
 
Der Definitionszeitraum für eine „Fehlge-
burt“, der auf 28 Wochen festgelegt war, 
wurde auf 24 Wochen verkürzt. Dies bedeu-
tet, dass die Arbeitnehmerin im Falle einer 
Fehlgeburt nach 24 Wochen weiterhin An-
spruch auf Mutterschaftsurlaub hat. 
 
Eine weitere Änderung sieht vor, dass eine 
anspruchsberechtigte Arbeitnehmerin An-
spruch auf Krankengeld für jeden Tag hat, an 
dem sie an einer ärztlichen Untersuchung im 
Zusammenhang mit ihrer Schwangerschaft 
teilgenommen hat, sofern eine von Fachleu-
ten ausgestellte Teilnahmebescheinigung als 
Nachweis vorgelegt werden kann. 
 
Ein Arbeitgeber, der es versäumt, einem an-
spruchsberechtigten Arbeitnehmer Eltern-
zeit und Elterngeld zu gewähren, wird straf-
rechtlich verfolgt und bei Verurteilung mit ei-
ner Geldstrafe von 50.000 HKD. 

 
5 Ein Arbeitnehmer, der vier Wochen oder länger unun-
terbrochen bei demselben Arbeitgeber beschäftigt war 
und mindestens 18 Stunden pro Woche gearbeitet hat, 

Ein männlicher Arbeitnehmer hat bei jeder 
Entbindung seiner Ehefrau/Partnerin An-
spruch auf Vaterschaftsurlaub, wenn er die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt: 
 
(a) er ist der Vater eines neugeborenen Kin-
des oder ein werdender Vater; 
 
(b) er war im Rahmen eines unbefristeten Ar-
beitsvertrags (Continuous Contract) beschäf-
tigt (d. h. er war mindestens vier Wochen 
lang ununterbrochen bei demselben Arbeit-
geber beschäftigt und hat mindestens 18 
Stunden pro Woche gearbeitet); und 
 
(c) er hat seinen Arbeitgeber gemäß den ge-
setzlichen Bestimmungen benachrichtigt. 
 
Die Employment (Amendment) (No.3) Ordinance 
2018 Statutory Paternity Leave, eine Verord-
nung zur Beschäftigung, trat am 18. Januar 
2019 in Kraft. Männliche Arbeitnehmer mit 
einem Kind, das am oder nach dem Datum 
des Inkrafttretens geboren wurde, haben 
nunmehr Anspruch auf 5 Tage Vaterschafts-
urlaub für die Niederkunft ihrer Ehe-
frau/Partnerin. 
 
VI. Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
 
Ab 4 Krankheitstagen werden bei Bestehen 
eines unbefristeten Arbeitsvertrags (Conti-
nuous Contract)5 vier Fünftel des durch-
schnittlichen Tageslohns der vorhergehen-
den 12 Monate gezahlt; Krankheitsfehltage 
müssen über die Beschäftigungszeit ange-
sammelt werden. 
 
VII.  Weitere Versicherungen und etwa-

ige Kosten 
 
Neben dem MPF, der ECI sowie der Eltern-
zeit und der Lohnfortzahlung im Krankheits-
fall bestehen für den Arbeitgeber keine wei-
teren Versicherungspflichten gegenüber sei-
nen Arbeitnehmern. Jedwede weitere 

gilt als ununterbrochen beschäftigt und verfügt somit 
über einen „Continuous Contract“. 

mailto:hongkong@lorenz-partners.com


 

 

©  Lorenz & Partners Januar 2022 Seite 5 von 5 
 Tel.: +852 252 814 33       E-Mail: hongkong@lorenz-partners.com     

            

Newsletter No. 76   (DE) 

Leistung ist freiwillig und entsprechend der 
Firmenpolitik auszugestalten. Es kann in 
Hongkong nicht von einer „Regelversorgung 
für Arbeitnehmer“ für derartige Versiche-
rungsleistungen gesprochen werden. 
 
Als zusätzliche Versicherungen könnten zum 
Beispiel eine private Unfallversicherung, eine 
Krankenversicherung, eine Reiseversiche-
rung oder ggf. auch eine Versicherung für 
Krankenhausaufenthalte in Betracht kom-
men. 
 
Die Kosten für diese Versicherungen sind 
sehr unterschiedlich und orientieren sich wie 
in Deutschland/Österreich/Schweiz am Al-
ter sowie am Geschlecht des Versicherungs-
nehmers.  
 

Erwähnenswert sind noch die Punkte Ur-
laubsanspruch und Mindestlohn. 
  
Der gesetzliche Mindestlohn beträgt 37,50 
HKD (umgerechnet circa 4,24 EUR) pro 
Stunde. Er wurde zuletzt zum 1. Mai 2019 
erhöht.6  
 
Ein Angestellter hat Anspruch auf 7 Tage be-
zahlten Jahresurlaub nach jeder Dienstzeit 
von 12 Monaten im Rahmen eines unbefris-
teten Arbeitsvertrags (Continuous Contract). 
 
Der Anspruch des Arbeitnehmers auf be-
zahlten Jahresurlaub erhöht sich entspre-
chend der Dauer seiner Betriebszugehörig-
keit schrittweise bis zu einem Maximum von 
14 Tagen. 
 
 

 

 

 
6 Minimum Wage Ordinance Cap. 608 

 
 Wir hoffen, dass wir Ihnen mit den vorliegenden Informationen behilflich sein konnten.  

Sollten Sie weitere Fragen haben, wenden Sie sich bitte an: 
 

Lorenz & Partners (Hong Kong) Limited 
Flat/RM A, 12/F, Ritz Plaza, 

122 Austin Road, Tsim Sha Tsui, 
Hong Kong SAR 

Tel: +852 252 814 33 
E-Mail: hongkong@lorenz-partners.com  
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